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Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zur Nichtbeachtung der 
Sprachenrechte in Frankreich

Das Europäische Parlament,

A. in Kenntnis der Entscheidungen des Staatsrates der Französischen Republik vom 
28. Oktober 2002 (Rechtssache Nationale Gewerkschaft der Gymnasiallehrer (SNES) und 
andere und Rechtssache Nationalrat der akademischen Expertengruppen für das 
öffentliche Unterrichtswesen, UNSA – Nationaler Dachverband autonomer 
Gewerkschaften – und andere),

B. mit der Feststellung, dass diese Entscheidungen im Namen einer vorgeblichen 
Gesetzeswidrigkeit den gesetzlichen Rahmen infrage stellen, der die Eingliederung der 
bretonischen Diwanschulen in das öffentliche Unterrichtswesen ermöglichen sowie die 
Methoden für den Immersionsunterricht in den autochtonen Sprachen sowie den 
bilingualen Unterricht auf der Grundlage der Gleichstellung der Sprachen auf Dauer 
regeln und entwickeln sollte,

1. erinnert daran, dass sich die europäische Auffassung von den Menschenrechten heute 
auch auf diese kollektiven Rechte, d.h. insbesondere Minderheitenrechte sowie die 
Achtung der sprachlichen und kulturellen Vielfalt, erstreckt;

2.  fordert daher vom französischen Staat, seine Sprachgesetze dem europäischen Standard 
anzupassen;

3. versichert alle von diesen Entscheidungen betroffenen Familien, die betroffenen Lehrer, 
sowie die öffentlichen und privaten Einrichtungen, die an der Entwicklung dieser Form 
des Unterrichts beteiligt waren, seiner uneingeschränkten Solidarität;

4. verpflichtet sich, alle ihm zu Gebote stehenden politischen und parlamentarischen Mittel 
dafür einzusetzen, dass die verschiedenen Sprachgemeinschaften in der Französischen 
Republik die gesetzlichen Instrumente zur Förderung der Unterrichtsformen erhalten, die 
am besten zur Wiedergutmachung des aufgrund der jahrhundertelangen 
Sprachenausrottungspolitik Frankreichs erlittenen Unrechts geeignet sind, und im 
Interesse des europäischen Kulturerbes ihre harmonische und von der Gemeinschaft 
solidarisch mitgetragene Entwicklung zu gewährleisten. 


